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Verfassungsgerichtshof 

 

 

ÜBERSETZUNG 

Entscheid Nr. 55/2026 

vom 23. April 2026 
Geschäftsverzeichnisnr. 8465 

AUSZUG 

 

 

 In Sachen: Vorabentscheidungsfragen in Bezug auf Artikel XX.173 § 2 des 

Wirtschaftsgesetzbuches, gestellt vom Unternehmensgericht Gent, Abteilung Brügge. 

 

 

 Der Verfassungsgerichtshof, 

 

 zusammengesetzt aus den Präsidenten Joséphine Moerman und Pierre Nihoul, den 

Richtern Michel Pâques, Danny Pieters, Willem Verrijdt und Kattrin Jadin, und dem 

emeritierten Präsidenten Luc Lavrysen gemäß Artikel 60bis des Sondergesetzes vom 

6. Januar 1989 über den Verfassungsgerichtshof, unter Assistenz des Kanzlers 

Frank Meersschaut, unter dem Vorsitz des emeritierten Präsidenten Luc Lavrysen, 

 

 erlässt nach Beratung folgenden Entscheid: 

 

 

  I.  Gegenstand der Vorabentscheidungsfragen und Verfahren 

 

 In seinem Urteil vom 7. April 2025, dessen Ausfertigung am 14. April 2025 in der Kanzlei 

des Gerichtshofes eingegangen ist, hat das Unternehmensgericht Gent, Abteilung Brügge, 

folgende Vorabentscheidungsfragen gestellt: 

 

 « 1.  Verstößt Artikel XX.173 § 2 des Wirtschaftsgesetzbuches in der durch Artikel 233 

des Gesetzes vom 7. Juni 2023 zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1023 des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 über präventive Restrukturierungsrahmen, über 

Entschuldung und über Tätigkeitsverbote sowie über Maßnahmen zur Steigerung der Effizienz 

von Restrukturierungs-, Insolvenz- und Entschuldungsverfahren und zur Änderung der 

Richtlinie (EU) 2017/1132 und zur Festlegung verschiedener Bestimmungen über Insolvenz 

abgeänderten Fassung gegen die Artikel 10 und 11 beziehungsweise 23 der Verfassung infolge 

des Behandlungsunterschieds zwischen dem Konkursschuldner, dessen Konkursverfahren ab 

dem 1. September 2023 eröffnet und rasch abgeschlossen wird, einerseits und dem 

Konkursschuldner, dessen Konkursverfahren ab dem 1. September 2023 eröffnet und 

unabhängig von seinem Willen erst nach vielen Jahren abgeschlossen wird, andererseits, was 

den Zeitpunkt der Gewährung des Erlasses betrifft? 
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 2.  Verstößt Artikel XX.173 § 2 des Wirtschaftsgesetzbuches in der zuletzt durch 

Artikel 233 des Gesetzes vom 7. Juni 2023 zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1023 des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 über präventive 

Restrukturierungsrahmen, über Entschuldung und über Tätigkeitsverbote sowie über 

Maßnahmen zur Steigerung der Effizienz von Restrukturierungs-, Insolvenz- und 

Entschuldungsverfahren und zur Änderung der Richtlinie (EU) 2017/1132 und zur Festlegung 

verschiedener Bestimmungen über Insolvenz abgeänderten Fassung gegen die Artikel 10 und 

11 beziehungsweise 23 der Verfassung infolge des Behandlungsunterschieds zwischen dem 

Konkursschuldner, dessen Konkursverfahren ab dem 1. September 2023 eröffnet und rasch 

abgeschlossen wird, einerseits und dem Konkursschuldner, dessen Konkursverfahren ab dem 

1. September 2023 eröffnet und unabhängig von seinem Willen erst nach vielen Jahren 

abgeschlossen wird, andererseits, was den Zeitpunkt der Gewährung des Erlasses betrifft, ohne 

dass die Möglichkeit vorgesehen ist, den Erlass vor dem Abschluss des Konkursverfahrens 

gewährt zu bekommen? 

 

 3.  Verstößt Artikel XX.173 § 2 des Wirtschaftsgesetzbuches in der zuletzt durch 

Artikel 233 des Gesetzes vom 7. Juni 2023 zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1023 des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 über präventive 

Restrukturierungsrahmen, über Entschuldung und über Tätigkeitsverbote sowie über 

Maßnahmen zur Steigerung der Effizienz von Restrukturierungs-, Insolvenz- und 

Entschuldungsverfahren und zur Änderung der Richtlinie (EU) 2017/1132 und zur Festlegung 

verschiedener Bestimmungen über Insolvenz abgeänderten Fassung gegen die Artikel 10 und 

11 beziehungsweise 23 der Verfassung, indem der Konkursschuldner, dessen 

Konkursverfahren zwischen dem 1. Mai 2018 und dem 31. August 2023 eröffnet wurde, in den 

Vorteil eines vorzeitigen Erlasses gelangen kann, während der Konkursschuldner, dessen 

Konkursverfahren ab dem 1. September 2023 eröffnet wurde, den Erlass erst beim Abschluss 

des Konkursverfahrens gewährt bekommt, wobei es nicht möglich ist, den Erlass vor dem 

Abschluss des Konkursverfahrens gewährt zu bekommen? ». 

 

(…) 

 

 

  III.  Rechtliche Würdigung 

 

(…) 

 

 In Bezug auf die fragliche Bestimmung und deren Kontext 

 

 B.1.1.  Die Vorabentscheidungsfragen beziehen sich auf Artikel XX.173 § 2 des 

Wirtschaftsgesetzbuches, ersetzt durch Artikel 233 des Gesetzes vom 7. Juni 2023 « zur 

Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1023 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Juni 2019 über präventive Restrukturierungsrahmen, über Entschuldung und über 

Tätigkeitsverbote sowie über Maßnahmen zur Steigerung der Effizienz von Restrukturierungs-, 

Insolvenz- und Entschuldungsverfahren und zur Änderung der Richtlinie (EU) 2017/1132 und 
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zur Festlegung verschiedener Bestimmungen über Insolvenz » (nachstehend: Gesetz vom 

7. Juni 2023). Diese Bestimmung regelt die Restschuldbefreiung bei in Konkurs befindlichen 

natürlichen Personen. 

 

 B.1.2.  Die Restschuldbefreiung impliziert, dass die Restschuld, die nach der Liquidation 

der der Pfändung unterliegenden Güter verbleibt, erlassen wird (Parl. Dok., Kammer, 

2016-2017, DOC 54-2407/001, SS. 89 und 97-98). Die Regelung zum Erlass wurde 2017 im 

Rahmen der Reform des Konkursrechts eingeführt. Durch Artikel 70 Absatz 1 des Gesetzes 

vom 11. August 2017 « zur Einfügung von Buch XX ‘ Insolvenz von Unternehmen ’ in das 

Wirtschaftsgesetzbuch und zur Einfügung der Buch XX eigenen Begriffsbestimmungen und 

der Buch XX eigenen Rechtsdurchsetzungsbestimmungen in Buch I des 

Wirtschaftsgesetzbuches » (nachstehend: Gesetz vom 11. August 2017) wurde das 

Konkursgesetz vom 8. August 1997 unter dem Vorbehalt seiner Anwendung auf die 

Konkursverfahren, die am 1. Mai 2018 noch nicht abgeschlossen waren, aufgehoben. Mit 

dieser Reform des Konkursrechts verfolgte der Gesetzgeber verschiedene Ziele, unter anderem 

die Förderung « der zweiten Chance, die das Unternehmertum unterstützt und einen Neustart 

ermöglicht » (Parl. Dok., Kammer, 2016-2017, DOC 54-2407/001, S. 3). Dieses Ziel wird 

unter anderem mit der Ersetzung der Regelung zur Entschuldbarkeit des Konkursschuldners 

durch die Regelung der Restschuldbefreiung beim Abschluss des Konkursverfahrens verfolgt 

(ebenda, SS. 4 und 98). 

 

 B.1.3.  Das Gesetz vom 7. Juni 2023 bezweckt die Umsetzung der Richtlinie 

(EU) 2019/1023 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 « über 

präventive Restrukturierungsrahmen, über Entschuldung und über Tätigkeitsverbote sowie 

über Maßnahmen zur Steigerung der Effizienz von Restrukturierungs–, Insolvenz– und 

Entschuldungsverfahren und zur Änderung der Richtlinie (EU) 2017/1132 (Richtlinie über 

Restrukturierung und Insolvenz) » (nachstehend: Richtlinie (EU) 2019/1023) in belgisches 

Recht (Parl. Dok., Kammer, 2022-2023, DOC 55-3231/001, S. 3). 

 

 B.1.4.  Vor seiner Abänderung durch Artikel 233 des Gesetzes vom 7. Juni 2023 

bestimmte Artikel XX.173 des Wirtschaftsgesetzbuches: 
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 « § 1.  Ist der Konkursschuldner eine natürliche Person, wird er unbeschadet der von dem 

Konkursschuldner oder einem Dritten geleisteten dinglichen Sicherheiten seinen Gläubiger 

gegenüber von der Restschuld befreit. 

 

 Der Erlass hat keine Auswirkung auf Unterhaltsschulden des Konkursschuldners oder 

Schulden, die für den Konkursschuldner aus der Verpflichtung hervorgehen, durch sein 

Verschulden bei Tod oder Beeinträchtigung der körperlichen Unversehrtheit einer Person 

entstandenen Schaden zu ersetzen. 

 

 § 2.  Erlass wird nur vom Gericht auf Antrag des Konkursschuldners gewährt; die 

Antragschrift muss seinem Konkursgeständnis beigefügt werden oder spätestens drei Monate 

nach Veröffentlichung des Konkursurteils im Register hinterlegt werden, selbst wenn der 

Konkurs vor Ablauf dieser Frist abgeschlossen wird. Der Greffier notifiziert dem 

Konkursverwalter die Antragschrift. Spätestens nach einem Monat hinterlegt der 

Konkursverwalter einen Bericht im Register über Umstände, die Anlass zu der Feststellung 

geben können, dass ein offensichtlich grobes Verschulden wie in § 3 erwähnt vorliegt. 

 

 Ohne den Abschluss des Konkursverfahrens abzuwarten und sobald die Frist von sechs 

Monaten abgelaufen ist, kann der Konkursschuldner beim Gericht beantragen, dass es über den 

Erlass entscheidet. Auf Antrag des Konkursschuldners teilt das Gericht ihm innerhalb eines 

Jahres ab Konkurseröffnung über das Register mit, weshalb es nicht über den Erlass entschieden 

hat; diese Mitteilung greift der Entscheidung, die über den Erlass ergehen wird, nicht vor. 

 

 Das Gericht entscheidet über den Antrag auf Erlass spätestens bei Abschluss des 

Konkursverfahrens oder, sofern der in Absatz 1 erwähnte Antrag zum Zeitpunkt dieses 

Abschlusses noch nicht hinterlegt ist, innerhalb eines Monats ab Hinterlegung des Antrags. 

 

 Der Greffier teilt das Urteil zur Anordnung des Erlasses zugunsten des Schuldners dem 

Konkursverwalter mit und es wird im Register hinterlegt. Es wird auf Betreiben des Greffiers 

auszugsweise im Belgischen Staatsblatt veröffentlicht. 

 

 § 3.  Ein Interessehabender einschließlich des Konkursverwalters und der 

Staatsanwaltschaft kann ab Veröffentlichung des Konkursurteils durch Antragschrift, die der 

Greffier dem Konkursschuldner zur Kenntnis bringt, beantragen, dass der Erlass durch mit 

Gründen versehene Entscheidung nur teilweise gewährt oder vollständig abgelehnt wird, wenn 

beim Konkursschuldner ein offensichtlich grobes Verschulden vorliegt, das zum Konkurs 

beigetragen hat. Die gleiche Klage kann spätestens drei Monate nach Veröffentlichung des 

Urteils zur Gewährung des Erlasses durch Dritteinspruch im Wege einer Antragschrift eingelegt 

werden. 

 

 Ist der Konkursschuldner ein Freiberufler, notifiziert der Greffier dem betreffenden 

Disziplinarorgan eine Abschrift des Urteils, mit dem der Erlass nur teilweise gewährt oder 

vollständig abgelehnt wird ». 

 

 B.1.5.  In seinem Entscheid Nr. 62/2021 vom 22. April 2021 

(ECLI:BE:GHCC:2021:ARR.062) hat der Gerichtshof in Beantwortung einer 

Vorabentscheidungsfrage geurteilt, dass die in B.1.4 erwähnte Fassung von Artikel XX.173 § 2 

des Wirtschaftsgesetzbuches gegen die Artikel 10 und 11 der Verfassung verstößt, sofern der 
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Konkursschuldner, der eine natürliche Person ist und einen Antrag auf Restschuldbefreiung 

nicht innerhalb der Ausschlussfrist von drei Monaten nach Veröffentlichung des Konkursurteils 

stellt, das Recht auf diese Befreiung unwiderruflich verliert. Artikel XX.173 § 2 des 

Wirtschaftsgesetzbuches wurde daraufhin durch den Entscheid Nr. 151/2021 vom 

21. Oktober 2021 (ECLI:BE:GHCC:2021:ARR.151) im gleichen Umfang für nichtig erklärt. 

 

 B.1.6.  Durch Artikel 233 des Gesetzes vom 7. Juni 2023 wurde Artikel XX.173 des 

Wirtschaftsgesetzbuches durch eine Regelung ersetzt, wonach der Erlass grundsätzlich 

automatisch zum Zeitpunkt des Abschlusses des Konkursverfahrens gewährt wird, ohne dass 

die in Konkurs befindliche natürliche Person einen Antrag auf Erlass stellen muss. 

 

 Der so ersetzte Artikel XX.173 des Wirtschaftsgesetzbuches bestimmt: 

 

 « § 1.  Ist der Konkursschuldner eine natürliche Person, wird er unbeschadet der von dem 

Konkursschuldner oder einem Dritten geleisteten dinglichen Sicherheiten seinen Gläubigern 

gegenüber von der Restschuld befreit. 

 

 Der Erlass hat keine Auswirkung auf Unterhaltsschulden des Konkursschuldners oder 

Schulden, die für den Konkursschuldner aus der Verpflichtung hervorgehen, durch sein 

Verschulden bei Tod oder Beeinträchtigung der körperlichen Unversehrtheit einer Person 

entstandenen Schaden zu ersetzen. 

 

 § 2.  Unbeschadet des Paragraphen 1 befreien die in Artikel XX.135 erwähnte Schließung 

des Konkursverfahrens und der in Artikel XX.171 erwähnte Abschluss den Schuldner von 

seiner Restschuld. 

 

 § 3.  Ein Interessehabender einschließlich des Konkursverwalters und der 

Staatsanwaltschaft kann ab Veröffentlichung des Konkursurteils durch Antragschrift, die der 

Greffier dem Konkursschuldner zur Kenntnis bringt, beantragen, dass der Erlass durch mit 

Gründen versehene Entscheidung nur teilweise gewährt oder vollständig abgelehnt wird, wenn 

der Konkursschuldner offensichtlich grobe Fehler begangen hat, die zum Konkurs beigetragen 

haben, oder bei Ablegung des Konkursgeständnisses oder später auf Fragen des 

Konkursrichters oder des Konkursverwalters wissentlich falsche Auskünfte erteilt hat. 

 

 Das Recht, zu verlangen, dass der Erlass nur teilweise gewährt oder vollständig abgelehnt 

wird, erlischt drei Jahre nach dem Zeitpunkt, an dem gemäß Artikel XX.165 Absatz 3 das Recht 

auf Aufnahme abgelaufen ist. 

 

 Die gleiche Klage kann spätestens drei Monate nach Veröffentlichung des Urteils, mit dem 

das Konkursverfahren abgeschlossen wird, durch Dritteinspruch im Wege einer Antragschrift 

eingelegt werden, soweit diese Frist von drei Jahren nicht abgelaufen ist. 

 

 Ein vom Gericht nur teilweise gewährter Erlass wird verhältnismäßig unter alle Gläubiger 

verteilt ohne Berücksichtigung der rechtmäßigen Vorzugsgründe. 
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 Ist der Konkursschuldner ein Freiberufler, notifiziert der Greffier der Kammer oder dem 

Institut eine Abschrift des Urteils, mit dem der Erlass nur teilweise gewährt oder vollständig 

abgelehnt wird. 

 

 Das Urteil, mit dem der Erlass nur teilweise gewährt oder vollständig abgelehnt wird, wird 

vom Greffier auszugsweise im Belgischen Staatsblatt veröffentlicht ». 

 

 Die Konkursverfahren, die ab dem 1. September 2023 eröffnet wurden, fallen nach den 

Artikeln 272 und 273 des Gesetzes vom 7. Juni 2023 in den Anwendungsbereich des so 

abgeänderten Artikels XX.173 des Wirtschaftsgesetzbuches. 

 

 B.1.7.  Aus den Vorarbeiten geht hervor, dass der Gesetzgeber mit dieser Anpassung den 

in B.1.5 genannten Entscheiden des Gerichtshofs Rechnung tragen wollte, indem er die 

Anforderung eines formellen Antrags auf Erlass aufhob. Gleichzeitig wollte der Gesetzgeber 

Missbräuche durch den Konkursschuldner vermeiden: 

 

 « Dit artikel wijzigt artikel XX.173 van het WER. 

 

 Om tegemoet te komen aan de arresten van het Grondwettelijk Hof wordt het stelsel van 

de kwijtschelding vereenvoudigd door de vereiste van een formeel verzoek tot kwijtschelding 

op te heffen. De gefailleerde hoeft bijgevolg de kwijtschelding niet meer te vragen, zij wordt 

rechtens toegekend en is het automatische gevolg van het vonnis van sluiting. 

 

 Misbruiken vanwege de gefailleerde moeten wel vermeden worden en daarom wordt ook 

de mogelijkheid bewaard dat de curator of andere belanghebbenden zich tegen de 

kwijtschelding kunnen verzetten. Zij dragen de bewijslast van de redenen die wettigen dat geen 

of geen volledige kwijtschelding kan worden verleend » (Parl. Dok., Kammer, 2022-2023, 

DOC 55-3231/001, S. 89). 

 

 

 Zur Hauptsache 

 

 Was die ersten zwei Vorabentscheidungsfragen betrifft 

 

 B.2.  In den ersten zwei Vorabentscheidungsfragen wird der Gerichtshof gebeten, die 

Vereinbarkeit von Artikel XX.173 § 2 des Wirtschaftsgesetzbuches in der im 

Ausgangsverfahren anwendbaren Fassung mit den Artikeln 10, 11 und 23 der Verfassung zu 

prüfen, insofern er der in Konkurs befindlichen natürlichen Person keine Möglichkeit einräume, 

noch vor Abschluss des Konkursverfahrens einen Antrag auf Erlass zu stellen, wodurch in 
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Konkurs befindliche natürliche Personen identisch behandelt würden, unabhängig davon, ob 

das Konkursverfahren rasch abgeschlossen werde oder sich lange hinziehe.  

 

 B.3.1.  Weder der Wortlaut der Vorabentscheidungsfragen noch die Prüfung der 

Begründung der Vorlageentscheidung ermöglichen es dem Gerichtshof zu verstehen, inwiefern 

die fragliche Bestimmung mit Artikel 23 der Verfassung unvereinbar wäre. 

 

 B.3.2.  Die ersten zwei Vorabentscheidungsfragen sind unzulässig, sofern sie sich auf die 

Beachtung von Artikel 23 der Verfassung beziehen. 

 

 B.4.1.  Die Artikel 10 und 11 der Verfassung gewährleisten den Grundsatz der Gleichheit 

und Nichtdiskriminierung. 

 

 Der Grundsatz der Gleichheit und Nichtdiskriminierung schließt nicht aus, dass ein 

Behandlungsunterschied zwischen Kategorien von Personen eingeführt wird, soweit dieser 

Unterschied auf einem objektiven Kriterium beruht und in angemessener Weise gerechtfertigt 

ist. Dieser Grundsatz steht übrigens dem entgegen, dass Kategorien von Personen, die sich 

angesichts der beanstandeten Maßnahme in wesentlich verschiedenen Situationen befinden, in 

gleicher Weise behandelt werden, ohne dass hierfür eine angemessene Rechtfertigung vorliegt. 

 

 Das Vorliegen einer solchen Rechtfertigung ist im Hinblick auf Zweck und Folgen der 

beanstandeten Maßnahme sowie auf die Art der einschlägigen Grundsätze zu beurteilen; es 

wird gegen den Grundsatz der Gleichheit und Nichtdiskriminierung verstoßen, wenn feststeht, 

dass die eingesetzten Mittel in keinem angemessenen Verhältnis zum verfolgten Zweck stehen. 

 

 B.4.2.  In wirtschaftlich–sozialen Angelegenheiten besitzt der Gesetzgeber eine 

weitgehende Ermessensfreiheit. Der Gerichtshof kann die politischen Entscheidungen des 

Gesetzgebers sowie die ihnen zugrunde liegenden Begründungen nur missbilligen, wenn sie 

einer sachlichen Rechtfertigung entbehren. 

 

 B.5.1.  Die Abschaffung der Anforderung eines ausdrücklichen Antrags auf Erlass sowie 

die grundsätzlich automatische Gewährung dieses Erlasses spätestens zum Zeitpunkt des 

Abschlusses des Konkursverfahrens sind sachdienliche Maßnahmen im Hinblick auf das in 

B.1.7 erwähnte Ziel, die vom Gerichtshof in seinen Entscheiden festgestellte 
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Verfassungswidrigkeit zu beseitigen. Wie in B.1.6 erwähnt, hat sich der Gesetzgeber für ein 

System des grundsätzlich automatischen Erlasses entschieden, bei dem ein Antrag des 

Konkursschuldners nicht mehr erforderlich ist, sondern der Abschluss des Konkursverfahrens 

die Restschuldbefreiung nach sich zieht, sofern nicht rechtzeitig eine Ablehnung beantragt 

wurde. 

 

 Wie aus den Vorarbeiten zum Gesetzesvorschlag hervorgeht, auf dem die neue Regelung 

ursprünglich beruhte (Parl. Dok., Kammer, 2022-2023, DOC 55-3231/004, S. 7), wollte der 

Gesetzgeber durch den erst zum Zeitpunkt des Abschlusses des Konkursverfahrens erfolgenden 

Erlass zudem Missbräuche seitens des Konkursschuldners während des Verfahrens verhindern. 

Nach dem neuen Artikel XX.173 § 3 Absatz 1 kann der Erlass nämlich auch verweigert werden, 

wenn der Konkursschuldner anlässlich der Konkursanmeldung oder später auf Fragen des 

Konkursrichters oder des Konkursverwalters wissentlich falsche Auskünfte erteilt hat. Der 

Gesetzgeber wollte auf diese Weise ein Gleichgewicht wahren zwischen einerseits der 

Möglichkeit für den Konkursschuldner, eine neue Tätigkeit aufzunehmen, und andererseits der 

Notwendigkeit, Missbräuche, auch während des Konkursverfahrens, zu verhindern: 

 

 « Daarnaast wordt in paragraaf 3 van artikel XX.173 WER een nieuwe reden ingevoegd 

als grond om de kwijtschelding geheel of gedeeltelijk te weigeren. Het betreft de weigering tot 

samenwerking met de curator en de rechter-commissaris, waarbij de schuldenaar op de vragen 

van de curator of de rechter-commissaris geen of onjuiste inlichtingen heeft verstrekt. De 

centrale idee blijft hierdoor gehandhaafd. Zij was reeds verwoord in het thans bestaande 

artikel XX.173 WER : de kwijtschelding is de regel, maar derden kunnen hiertegen opkomen 

als zij de kwijtschelding willen beletten. Ter gelegenheid van de sluiting van het faillissement 

komt er een controle van de kwijtschelding. De curator zal in zijn verzoek tot sluiting ook 

verslag moeten uitbrengen over de kwijtschelding. Hij kan bij die gelegenheid verzoeken dat 

de rechtbank de kwijtschelding niet of slechts gedeeltelijk toekent. 

 

 Het aldus gewijzigde stelsel van de kwijtschelding van de restschulden, probeert een 

evenwicht te vinden tussen twee doelstellingen die samen moeten bereikt worden. 

 

 Voor de gefailleerde zelf is het belangrijk dat hij vanaf de faillietverklaring een nieuwe 

activiteit kan starten. Daarom moet hij niet alleen kunnen genieten van de opbrengst van zijn 

nieuwe activiteit maar tevens een beroep kunnen doen op krediet. Dit laatste kan maar als de 

kredietgever weet dat de gefailleerde niet verder gebukt gaat onder restschulden. 

 

 Een tweede doelstelling is te vermijden dat personen bedrieglijk zouden gebruikmaken van 

het faillissement om zich zonder veel inspanningen te bevrijden van hun passief. Dit vereist dat 

de toekenning van de kwijtschelding onder de hierboven aangehaalde omstandigheden getoetst 

kan worden door de rechter. 

 

 [...] 
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 Aldus is het nutteloos geworden te bepalen dat de gefailleerde in een vroeg stadium de 

kwijtschelding kan vragen. Hij kan ervan uitgaan dat die kwijtschelding verworven is tenzij de 

curator of derden hiertegen opkomen. Derden kunnen weliswaar opkomen tegen de 

kwijtschelding op gelijk welk ogenblik maar voor de gefailleerde zelf is het onmogelijk een 

declaratoir van rechten te vragen dat hij bevrijd is van de restschulden terwijl de vereffening 

nog niet beëindigd is en het mogelijk is dat een ongepast gedrag nog wordt vastgesteld » (Parl. 

Dok., Kammer, 2021-2022, DOC 55-2454/001, SS. 6 bis 8). 

 

 Im Lichte der vorgenannten Ziele, ein Gleichgewicht zwischen den Interessen des 

Konkursschuldners und der Verhinderung von Missbräuchen während des Konkursverfahrens 

zu finden, ist es angemessen gerechtfertigt, dass, solange die Ablehnung des Erlasses aufgrund 

des Verhaltens des Konkursschuldners noch möglich ist, der Erlass nicht vor Abschluss des 

Konkursverfahrens festgestellt werden kann. 

 

 B.5.2.  Aus Artikel XX.173 § 3 Absätze 2 und 3 geht jedoch ebenfalls hervor, dass der 

Zeitraum, in dem die Ablehnung des Erlasses durch den Konkursverwalter beantragt werden 

kann, begrenzt ist. Wird das Urteil über den Abschluss innerhalb eines Zeitraums von 

drei Jahren ab dem Zeitpunkt erlassen, zu dem das Recht auf Aufnahme abgelaufen ist, kann 

die Ablehnung spätestens im Wege eines Dritteinspruchs innerhalb von drei Monaten nach 

Veröffentlichung des Urteils über den Abschluss des Konkursverfahrens beantragt werden. 

Dauert der Abschluss des Konkursverfahrens länger als die vorerwähnte Frist von drei Jahren, 

erlischt das Recht, die Ablehnung zu beantragen, sowohl während des Verfahrens als auch im 

Wege eines Dritteinspruchs. Aus den Vorarbeiten geht hervor, dass der Gesetzgeber unter 

Verweis auf die Richtlinie (EU) 2019/1023 die Frist, innerhalb derer der Antrag auf Ablehnung 

gestellt werden kann, auf höchstens drei Jahre ab dem Zeitpunkt der Kenntnis von der 

Verbindlichkeit begrenzt hat, um zu vermeiden, dass der Konkursschuldner zu lange in 

Ungewissheit über den Erlass bleibt: 

 

 « In realiteit geniet [de gefailleerde natuurlijke persoon] weliswaar virtueel van de 

kwijtschelding vanaf de faillietverklaring, maar kan steeds vrezen dat de curator, het openbaar 

ministerie of een derde belanghebbende het initiatief zouden nemen van een vordering tot 

weigering van de kwijtschelding op grond van de enge grond van grove kennelijke fout. Het 

ontwerp verplicht dat een vordering tot weigering van de kwijtschelding wordt ingesteld binnen 

een termijn van drie jaar te rekenen vanaf het ogenblik dat het passief gekend is (dit is de termijn 

van één jaar bedoeld in artikel XX.165). Hoewel de termijn op grond van de exceptie voorzien 

in artikel 23 van de Richtlijn zou verlengd kunnen worden, leek het beter verzoenbaar met de 

geest van de Belgische wet en van de Richtlijn om een termijn van drie jaar op te leggen. Het 

is overigens weinig waarschijnlijk dat er nog nieuwe grove feiten aan het licht komen als deze 

termijn voorbij is. 
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 Niets belet de rechter om zijn uitspraak aan te houden. Er kan bijvoorbeeld een 

strafonderzoek hangende zijn waardoor het niet aangeraden is onmiddellijk te beslissen. 

 

 De termijn van drie jaar geldt voor iedereen, ongeacht of de vordering is ingesteld voor de 

sluiting, ter gelegenheid van de sluiting of bij wege van derdenverzet na de sluiting » 

(Parl.Dok., Kammer, 2022-2023, DOC 55-3231/001, SS. 89 und 90). 

 

 Sobald die Ablehnung des Erlasses vom Konkursverwalter nicht mehr beantragt werden 

kann, unabhängig vom Verhalten des Konkursschuldners, ist es nicht nachvollziehbar, warum 

der Konkursschuldner immer den Abschluss des Konkursverfahrens abwarten müsste, um in 

den Genuss der Folgen des Erlasses zu gelangen. Dies gilt insbesondere angesichts der 

Feststellung, dass es sich in diesen Fällen per definitionem um Verfahren handelt, die bereits 

seit geraumer Zeit laufen. 

 

 Folglich ist die in Frage stehende Unmöglichkeit für die in Konkurs befindliche natürliche 

Person, nach Ablauf des Zeitraums, in dem der Konkursverwalter die Ablehnung beantragen 

kann, aber vor Abschluss des Konkursverfahrens den Erlass zu erhalten, nicht angemessen 

gerechtfertigt. 

 

 B.6.  Artikel XX.173 § 2 des Wirtschaftsgesetzbuches ist folglich nicht mit den Artikeln 10 

und 11 der Verfassung vereinbar, insofern er für die in Konkurs befindliche natürliche Person 

nicht die Möglichkeit vorsieht, beim Gericht zu beantragen, nach Ablauf des in Artikel XX.173 

§ 3 desselben Gesetzbuches erwähnten Zeitraums, in dem der Konkursverwalter die Ablehnung 

beantragen kann, jedoch vor Abschluss des Konkursverfahrens über den Erlass zu entscheiden. 

 

 B.7.1.  Es ist Sache des Gesetzgebers, die in B.5 festgestellte Lücke in Artikel XX.173 § 2 

des Wirtschaftsgesetzbuches zu schließen. 

 

 B.7.2.  Damit bis zu diesem Eingreifen des Gesetzgebers die Rechte der in Konkurs 

befindlichen natürlichen Personen gewährleistet werden, müssen diese die Möglichkeit haben, 

beim Gericht zu beantragen, nach Ablauf des in Artikel XX.173 § 3 des 

Wirtschaftsgesetzbuches erwähnten Zeitraums, in dem der Konkursverwalter die Ablehnung 

beantragen kann, jedoch vor Abschluss des Konkursverfahrens über den Erlass zu entscheiden, 

in Anlehnung an das Verfahren nach Artikel XX.173 § 2 Absätze 2 bis 4 desselben 
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Gesetzbuches, und zwar in der Fassung vor dessen Ersetzung durch Artikel 233 des Gesetzes 

vom 7. Juni 2023.  

 

 

 In Bezug auf die dritte Vorabentscheidungsfrage 

 

 B.8.1.  Die dritte Vorabentscheidungsfrage bezieht sich auf einen Behandlungsunterschied 

zwischen den Konkursschuldnern, deren Konkursverfahren zwischen dem 1. Mai 2018 und 

dem 31. August 2023 eröffnet worden sei, und den Konkursschuldnern, deren 

Konkursverfahren ab dem 1. September 2023 eröffnet worden sei. 

 

 B.8.2.  Es gehört zum Wesen einer neuen Regelung, dass unterschieden wird zwischen 

Personen, die von der in den Anwendungsbereich der früheren Regelung fallenden Rechtslage 

betroffen sind, und Personen, die von der in den Anwendungsbereich der neuen Regelung 

fallenden Rechtslage betroffen sind. Es würde jede Gesetzesänderung unmöglich, wenn eine 

solche Unterscheidung gegen die Artikel 10 und 11 der Verfassung verstoßen würde. 

 

 Das vorlegende Rechtsprechungsorgan bittet den Gerichtshof, die Situation von 

Rechtsuchenden, deren Konkurs in den Anwendungsbereich der vorherigen Regelung falle, mit 

der Situation von Rechtsuchenden zu vergleichen, deren Konkurs in den Anwendungsbereich 

von Artikel XX.173 des Wirtschaftsgesetzbuches in der durch das Gesetz vom 7. Juni 2023 

abgeänderten Fassung falle. Ein solcher Vergleich kann nicht zur Feststellung eines Verstoßes 

gegen die Artikel 10 und 11 der Verfassung führen. 
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 Aus diesen Gründen: 

 

 Der Gerichtshof 

 

 erkennt für Recht: 

 

 1.  Artikel XX.173 § 2 des Wirtschaftsgesetzbuches, ersetzt durch Artikel 233 des 

Gesetzes vom 7. Juni 2023 « zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1023 des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 über präventive Restrukturierungsrahmen, über 

Entschuldung und über Tätigkeitsverbote sowie über Maßnahmen zur Steigerung der Effizienz 

von Restrukturierungs-, Insolvenz- und Entschuldungsverfahren und zur Änderung der 

Richtlinie (EU) 2017/1132 und zur Festlegung verschiedener Bestimmungen über Insolvenz » 

verstößt nicht gegen die Artikel 10 und 11 der Verfassung, insofern er es nicht ermöglicht, dass 

die in Konkurs befindliche natürliche Person bei Gericht beantragt, über den Erlass vor Ablauf 

des Zeitraums von drei Jahren im Sinne von Artikel XX.173 § 3 desselben Gesetzbuches zu 

entscheiden. 

 

 2.  Artikel XX.173 § 2 des Wirtschaftsgesetzbuches, ersetzt durch Artikel 233 des 

vorerwähnten Gesetzes vom 7. Juni 2023, verstößt gegen die Artikel 10 und 11 der Verfassung, 

insofern er es nicht ermöglicht, dass die in Konkurs befindliche natürliche Person bei Gericht 

beantragt, nach Ablauf des in Artikel XX.173 § 3 desselben Gesetzbuches erwähnten 

Zeitraums, in dem der Konkursverwalter die Ablehnung beantragen kann, jedoch vor Abschluss 

des Konkursverfahrens über den Erlass zu entscheiden. 

 

 3.  Im Übrigen bedürfen die Vorabentscheidungsfragen keiner Antwort. 

 

 Erlassen in niederländischer und französischer Sprache, gemäß Artikel 65 des 

Sondergesetzes vom 6. Januar 1989 über den Verfassungsgerichtshof, am 23. April 2026. 

 

 

 

Der Kanzler, Der em. Präsident, 
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(gez.) Frank Meersschaut (gez.) Luc Lavrysen 

 


